
 

Recht sichert Freiheit 
 

1. Zugang der Bürger zum Recht gewährleisten 

 

Das Grundgesetz (Art. 19 Abs. 4 GG) und die Sächsische Verfassung (Art. 38 SächsVerf) garantieren 

dem Bürger den Zugang zur Justiz. Er hat einen Anspruch darauf, sich an die Gerichte wenden zu 

können und darüber hinaus effektiven Rechtschutz zu erhalten. 

 

Dieser Anspruch ist nicht voraussetzungslos. So können dem Bürger die Kosten des Gerichtsverfahrens 

auferlegt werden, sofern diese nicht unzumutbar hoch werden. Dafür ist derzeit nichts ersichtlich. 

 

Der Rechtschutz muss effektiv sein. Daran kann man anhand der Verfahrenslaufzeiten zweifeln. Wenn 

gerichtliche Verfahren über ein Jahr dauern und selbst in Eilverfahren Monate in Anspruch nehmen, ist 

das wenig effektiv. Zudem werden viele Verfahren durch unstreitige Erledigungen beendet. Das wird in 

vielen Fällen eine gute Lösung darstellen, wenn die Parteien/Beteiligten sich gütlich einigen. Wenn 

eine Einigung nur unter Erledigungsdruck angestrebt wird und nur erfolgt, weil man sonst unabsehbar 

warten muss, ist das kein positiver Ausgang des Verfahrens. Der Erledigungsdruck bei Gericht darf 

nicht dazu führen, dass die Rechtsanwälte ihre Aufgabe als Organ der Rechtspflege nicht mehr 

nachkommen können. 

 

Die Gründe für lange Verfahrenslaufzeiten sind vielfältig. Die Besetzung der Gerichte erfolgt im 

Wesentlichen aufgrund der Personalbedarfserhebung (Pebb§y). Grob gesagt wird damit ausgerechnet, 

wie viele Richter, Rechtspfleger und weiteres Personal notwendig ist, um die eingehenden Verfahren 

zu bewältigen. Bei der personellen Ausstattung der sächsischen Justiz wird indes hier nicht eine 100% 

Besetzung angestrebt, sondern Unterbesetzungen werden in Kauf genommen. Das führt nicht nur zu 

Defiziten bei der Bearbeitung der eingehenden Verfahren, sondern auch zu einem Bestand an nicht 

erledigten Verfahren. Diese Verfahren werden dann bei der Zuweisung von Personal nicht mehr 

berücksichtigt, weil nur der aktuelle Eingang einbezogen wird. Wenn also an einem Gericht viele 

Altverfahren anhängig sind, ist die nach Pebb§y vorgenommene Personalzuweisung nicht adäquat.  

Wir stehen weiter für die Justiz in der Fläche, damit der Bürger wohnortnah Zugang hat. 

 

 

2. Arbeitsfähigkeit der sächsischen Justiz sichern 

 

Die Arbeitsfähigkeit der sächsischen Justiz wird zunächst gesichert durch eine gute sachliche 

Ausstattung und Unterbringung. Hier sind keine grundsätzlichen Defizite erkennbar. 

 

Die Personalausstattung entspricht nicht immer den tatsächlichen Bedürfnissen (s. o. Ziff. 1). Der 

Verzicht darauf, an allen Gerichten und Staatsanwaltshaften eine 100% Besetzung (Pebb§y) 

anzustreben, kann dazu führen, dass personell unterbesetzte Einrichtungen Personal an andere 

Behörden abgeben sollen, nur weil diese noch schlechter ausgestattet sind. Das spricht für sich. 

 

Die Herausforderung der nächsten Jahre wird die heutige Altersstruktur der Richterschaft sein. In fast 

allen Gerichtszweigen ist die Mehrheit der Richter über 50 Jahre alt. 

Das Gewinnen  von qualifiziertem Personal muß frühzeitig und vorausschauend begonnen werden. 



 
Ganz wesentlich für einen funktionierenden Rechtsstaat ist, dass die Bürgerinnen und Bürger auf die 

zügige Abwicklung von Gerichtsverfahren vertrauen können. Am Rechtsstaat darf aber nicht gespart 

werden.  

 

 

3. Strafverfolgung als Teil der Inneren Sicherheit gewährleisten 

 

Polizei ist für jede und jeden wieder sichtbar Freund und Helfer. Innere Sicherheit ist auch ein Gefühl 

der Bevölkerung, obwohl die »Polizeilichen Kriminalstatistik« in Sachsen ein Sinken der Kriminalität 

ausweist, wird dies so nicht wahrgenommen. Dies Gefühl hängt  

stark mit Vertrauen in Staat und gesellschaftliche Einrichtungen zusammenEs ist wichtig, Straftaten 

schnell zu verfolgen und Gerichte bald urteilen zu lassen. Insbesondere Jugendliche und junge 

Erwachsene dürfen nicht das Gefühl bekommen, die Tat sei sehr lange her, bevor das 

Gerichtsverfahren einsetzt. 

 

 

Nur ein starker Staat kann eine Ordnung, die Freiheit und persönliche Sicherheit gibt, schützen und 

aufrechterhalten. Deshalb sind Freiheit des Bürgers und Autorität des Staates keine Gegensätze, sie 

bedingen einander. Die Wahrung des inneren Friedens ist kein Selbstzweck, sondern Grundlage 

menschlichen Zusammenlebens in jeder Gemeinschaft und unabdingbare Voraussetzung für Freiheit 

und Entfaltung der Bürger. Nur der Staat, der sich gegen die Bedrohung des inneren Friedens 

entschlossen zur Wehr setzt und Gesetzesbrecher konsequent zur Verantwortung zieht, wird vom 

vertrauen seiner Bürger getragen.  

Wir bekennen uns zum staatlichen Gewaltmonopol. Es gehört zu den grundlageneines demokratischen 

Rechtsstaates. Das Gewaltmonopol des Staates bedeutet nicht staatliche Allmacht, sondern schützt 

gerade die Schwächeren in der Gesellschaft und ist Voraussetzung für die Rechtssicherheit des 

Bürgers.  

 

Der Staat muss die geltenden Gesetze konsequent durchsetzen. Die demokratisch legitimierte und 

rechtlich verfasste Staatsgewalt und die sie ausübenden staatliche Organe dürfen keine rechtsfreien 

Räume dulden. 

 

Organisierte Formen der Kriminalität müssen mit  aller Konsequenz verfolgt werden. Geldwäsche, 

Wirtschaftskriminalität, neue Formen der Kriminalität im Internet müssen durch die Stärkung der 

Strafverfolgungsbehörden bekämpft werden. Dabei müssen wir uns zur Bekämpfung der Kriminalität 

im internationalen Finanzverkehr diesen neuen Herausforderungen stellen. Zur Bekämpfung von 

Schutzgelderpressung, Menschenhandel, Rauschgifthandel und illegalem Glückspiel bedarf es der 

weiteren Verbesserung der Strafverfolgung. 

 

Wir unterstützen Polizei und Justiz im Kampf gegen das Verbrechen nachhaltig. Sie müssen über die 

zur Bewältigung ihrer schwierigen Aufgaben notwendigen Rechtsgrundlagen sowie über eine 

angemessene, aufgabengerechte personelle und sachliche Ausstattung verfügen können. 

 

Wirksame Kriminalitätsbekämpfung gibt es nicht zum Nulltarif. Auch in Zeiten knapper finanzieller 

Ressourcen müssen die notwendigen Mittel für die Verbrechensbekämpfung bereitgestellt werden. 

Das muss Priorität haben. 

 

 

http://www.bpb.de/politik/grundfragen/138404/glossar?p=92


 
4. Recht sichert wirtschaftliche Entwicklung 

 

Der Rechtstaat bringt Rechtssicherheit. Die Verlässlichkeit der Einhaltung von Regeln ist eine 

Voraussetzung dafür, dass Individuen und Firmen planen und wirtschaften können. Der Verzicht auf 

Rechtssicherheit und Einschränkungen der Garantie, Rechtschutz suchen zu können (s. o.), entwertet 

Planungsentscheidungen oder macht sie gar unmöglich. Nicht umsonst ist Deutschland ein 

wirtschaftlich herausragendes Land.  Der Rechtsstaat, also funktionierende Justiz und zuverlässige 

Verwaltung, garantieren fairen Wettbewerb für Handwerk und mittelständische Unternehmen. 

 

 

5. Opferschutz verbessern 

 

Der Schutz und die Rechte des Opfers von Straftaten und Opferangehörige müssen im Strafverfahren 

größeres Gewicht haben. Opfer dürfen mit den Folgen der Tat nicht allein gelassen werden. Sie 

brauchen schnell und unbürokratisch Hilfe. Der strafrechtliche Deal und die Kronzeugenregelungen 

müssen die Ausnahme bleiben. Polizei und Staatsanwaltschaft müssen so ausgestattet sein, dass eine 

effektive Strafverfolgung (auch im Sinne der Opfer) möglich ist. 

Menschen, die Opfer betreuen, begleiten oder unterstützen sowie Opferschutzvereinigungen müssen 

unterstützt und in ihren Ehrenämtern bestärkt werden.  

 

 

6. Europäische Rechtsetzung  nicht verkomplizieren 

 

Das Subsidiaritätsprinzip ist eine Grundlage der Europäischen Union. Daran muss sie sich messen 

lassen. Das europäische Recht nimmt immer mehr Einfluss auf unsere Rechtswirklichkeit. Das liegt 

nicht nur an den vielen Regelungen in klassischen Bereichen des Europarechts, sondern auch an eienr 

Ausweitung auf Bereiche, in denen es noch vor wenigen Jahren undenkbar erschien, dass hier 

Europarecht gelten solle (etwa Beamtenrecht). Hinzu kommt die expansive Rechtsprechung des EuGH, 

der im Zweifel für die Anwendbarkeit von europäischen Regelungen entscheidet. 

 

Die europäischen Regelungen sind zum Teil äußerst komplex (Umweltrecht, Naturschutz). Das ist oft 

der Schwierigkeit der Materie geschuldet. Für die Rechtsanwender kommt hinzu, dass viele nationale 

Besonderheiten durch den Vereinheitlichungswillen der Institutionen der EU nach und nach fallen.  

 

Es darf nicht Ziel sein, nationale Besonderheiten in allen Bereichen zu nivellieren. Unterschiedliche 

Regelungen sind nicht per se ein Hindernis, sondern entsprechen oft den Bedürfnissen der Menschen 

und Regionen. 


